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Anlage 1 - Positionspapier Abschaffung EU-Fahrtenblatt 
 
Verordnungshistorie des EU-Fahrtenblatts  
 Einführung des EU-Fahrtenblatts durch Artikel 9 der Verordnung Nr. 117/66/EWG vom 28. Juli 

1966: Nationale Nachweis-Dokumente sollten harmonisiert werden, indem ein einheitliches 
Kontrollformular geschaffen wird. Grenzkontrollen, zum Teil mit Vorlage von Passagierlisten, 
waren damals noch gang und gebe. Der konkrete Anlass für die Einführung bestand darin, 
Liberalisierungsmaßnahmen für „Rundfahrten mit geschlossenen Türen“ sowie für Transfer-
fahrten mit Leerfahrten auf der Hin- oder Rückfahrt durchzuführen. Kabotage war in der da-
maligen EWG noch nicht erlaubt. 

 Die Verordnung Nr. 212/66/EWG der Kommission vom 21. Dezember 1966 führte dementspre-
chend in der Anlage 2 ein Musterformular mit Passagierliste ein, was noch in zweifacher Aus-
führung ausgefüllt werden müsste – ein Exemplar hatte im Unternehmen zu verbleiben, das 
andere war mitführpflichtig. Ebenso wurde eine Bescheinigungsregelung für die Beförderung 
von Arbeitnehmern zwischen den Mitgliedstaaten eingeführt – im heutigen Binnenmarkt eine 
selbstverständliche Möglichkeit.  

 Dieses erste Muster wurde mit der Verordnung Nr. 1016/68/EWG der Kommission vom 9. Juli 
1968 abgelöst, um weitere Angaben erweitert und die doppelte Ausfertigung mittels eines 
Kohledurchschlagpapiers eingeführt. Diese Innovation dauert noch bis ins Jahr 2025 an, und 
vermutlich noch länger darüber hinaus.  

 
Die weiteren Verordnungen bis 1992 (Unterzeichnung des Vertrags von Maastricht; dem Grün-
dungsdokument der Europäischen Gemeinschaft) dienten insbesondere dazu, neu aufkommende 
Verkehrsdienste (z.B. Pendelverkehre mit/ohne Unterkunft und Sonderformen des grenzüber-
schreitenden Linienverkehrs) vor allem genehmigungsrechtlich auf mitführpflichtigen Dokumen-
ten abbilden zu können. Die wesentlichen Verordnungen in der Weiterentwicklung des 
Fahrtenblatts sind folgende:  
 Die VERORDNUNG (EWG) Nr. 1172/72 DER KOMMISSION vom 26. Mai 1972 legte auf Basis der Ver-

ordnung (EWG) Nr. 517/72 des Rates und der Verordnung (EWG) Nr. 516/72 des Rates ein Kon-
trollformular für grenzüberschreitende Sonderformen des Linienverkehrs fest. Im Zentrum der 
Verordnung stand das genehmigungsrechtliche Verfahren und das zugehörige Berichtswesen.  

 Die VERORDNUNG (EWG) Nr. 2485/82 DER KOMMISSION vom 13. September 1982 führte anläss-
lich des ASOR-Abkommens (grenzüberschreitender Personenverkehr mit Drittstaaten) ein 
neues Kontrollformular ein und legte Einzelheiten zur Verwendung fest. Das damalige inner-
gemeinschaftliche Fahrtenblatt und das ASOR-Fahrtenblatt waren identisch.  

 Die VERORDNUNG (EWG) Nr. 684/92 vom 16. März 1992 vereinigte unter Bezug auf den Vertrag 
von Maastricht das Prinzip der Dienstleistungsfreiheit mit Wettbewerbsregelungen. In Artikel 
11 wurde eine neue Rechtsgrundlage für ein Kontrollpapier geschaffen.  

 Die VERORDNUNG (EWG) Nr. 1839/92 DER KOMMISSION vom 1. Juli 1992 legte die Durchfüh-
rungsvorschriften zur Verordnung (EWG) Nr. 684/92 fest und führte in Anhang II ein Fahrten-
blatt ein, in dem recht formlos über 14 Ziffern hinweg verschiedene Punkte abgefragt wurden.  

 Die Durchführungs-VERORDNUNG (EWG) Nr. 2944/93 DER KOMMISSION vom 25. Oktober 1993 
änderte die Muster der Verordnung (EWG) Nr. 1839/92 und vereinigte das Muster für den „Pen-
delverkehr mit Unterbringung“ und sonstige Gelegenheitsverkehre auf einer Muster-Vorlage 
des EU-Fahrtenblatts.  

 Die Verordnung (EG) Nr. 12/98 vom 11. Dezember 1997 regelte in Artikel 6 die Kabotage-Beför-
derung, die von nun an zulässig wurde.  

 Die Verordnung (EG) Nr. 2121/98 der Kommission vom 2. Oktober 1998 führte im Anhang 1 ein 
neues Muster für den grenzüberschreitenden Gelegenheitsverkehr sowie den Kabotage-Ver-
kehr im Gelegenheitsverkehr ein. Dieses Muster in zum Teil mehrspaltiger Tabellenform ent-
spricht dem heute noch gängigem Muster.  

 Das Vertragswerk des Interbus-Abkommens (26. November 2002) ermöglichte im Gegensatz 
zum ASOR-Abkommen den Beitritt weiterer Staaten. Seit dem Brexit gilt Großbritannien als 
Drittstaat; ab dem 1. Januar 2021 gilt für Gelegenheitsverkehre zwischen UK und EU das Inter-
bus-Abkommen.  

 
Seitdem blieb der Status Quo erhalten. Die derzeitig gültigen Rechtsgrundlagen des EU-
Fahrtenblattes sind:  
 VERORDNUNG (EG) Nr. 1073/2009 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 21. 

Oktober 2009 
 VERORDNUNG (EU) Nr. 361/2014 DER KOMMISSION vom 9. April 2014 


